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Jakob Tanner zum 80-jährigen Jubiläum des Schweizerischen Friedensrates

Für einen politischen Pazifismus
Am 6. Dezember 2025 feiert der Schwei-
zerische Friedensrat sein 80-jähriges 
Bestehen mit einer Jubiläumsveranstal-
tung in Zürich. Wir baten dazu verschie-
dene Personen, die ihm in irgendeiner 
Form verbunden sind, um ein kurzes 
Statement, was er ihnen bedeutet, wie 
sie zu ihm gekommen sind oder was sie 
sich von ihm wünschen. Sie finden diese 
Beiträge auf den Seiten 6-11. Der Histo-
riker Jakob Tanner hat dem Friedensrat 
gleich einen vertiefenden Beitrag zum 
historischen Pazifismus und seinen Auf-
gaben heute gewidmet, der ihm gleich-
sam Leitlinie für die weitere Arbeit sein 
kann. Die Untertitel stammen von der 
Redaktion.

/ Jakob Tanner /   

Worte sind frei. Sie wehren sich 
nicht gegen ihren Missbrauch und 
ihre Verkehrung ins Gegenteil. In 
George Orwells dystopischem Ro-
man 1984 lautete einer der drei 
Slogans der Partei «Krieg ist Frie-
den». Auch heute inszenieren sich 
Aggressoren als Friedensgaranten. 
Anderen Schlagworten wie Frei-
heit und Solidarität geht es nicht 
besser. Erklärte Feinde der Demo-
kratie versammeln sich unter der 
Fahne der «Freiheit» und völkische 
Rassisten schwadronieren von «na-
tionaler Solidarität». 

Ein Blick in die Geschichte 
zeigt, dass «Frieden» schon immer 
ein ambivalenter Begriff war und 

bis heute geblieben ist. Zum einen ent-
spricht er einer weit verbreiteten Hal-
tung: Menschen wollen im Frieden leben, 
nicht nur, um ihre Ruhe zu haben, son-
dern um ihre Aspirationen, ihre Lebens-
entwürfe zu verwirklichen. Wer dauernd 
Angst vor Aggressoren haben muss, wer 
unter Raketenbeschuss kommt oder von 
marodierenden Banden heimgesucht 
wird, weiss um den Wert des Friedens. 
Wer von solchen Gewalttaten verschont 
bleibt, ebenfalls. Das öffentliche Gut 
«Frieden» geniesst generell eine hohe 
Priorität.

Zum anderen weist die «Pax» eine 
dunkle Unterseite auf. Um «in Frieden» 
leben zu können, haben sich Kolonialis-

ten stets auf Methoden brutaler Ausbeu-
tung und mörderischer Unterdrückung 
verlassen. Die Befriedung, nämlich 
die grossflächige Kontrolle von Herr-
schaftsräumen mittels militärischer Ab-
sicherungsstrategien und Soft-Power, ist 
ein gemeinsamer Nenner aller weiträu-
migen Friedensimperien, von der Pax 
romana über die Pax mongolica und die 
Pax sinica bis zur Pax britannica, und 
einem solchen «Friedenssicherungs»-
Modell folgten auch die Pax americana 
sowie die Pax sovietica während des 
Kalten Krieges.

Das Dilemma der Gewaltfreiheit
Ein politischer Pazifismus geht von 
diesem Dilemma aus. Er setzt kon-
sequent auf Frieden in Freiheit und 
wendet sich gegen eine gewaltför-
mige Pazifizierung. Dabei lässt er 
sich nicht auf absolute «Gewalt-
losigkeit» verpflichten, weil er er-
kennt, dass in allen Herrschaftssys-
temen Gewalt in unterschiedlicher 
Form und Abstufung wirksam ist. 
Das setzt eine pragmatische Ein-
stellung voraus, wie sie etwa Ma-
hatma Gandhi eigen war. Gandhi 
wusste, dass die britische Kolonial-
macht nur gebrochen werden kann 
durch gewaltfreien Widerstand. Es 
war für ihn nichtsdestotrotz klar, 
dass ein freies Indien eine Armee 
braucht, um sich verteidigen zu 
können.
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KritikerInnen des Pazifismus von links 
erlagen und erliegen häufig dem Um-
kehrschluss, dass nur mit «Gegen-
gewalt» etwas gegen die «Gewalt der 
Herrschenden» oder gegen «strukturel-
le Gewalt» ausgerichtet werden kann. 
Sie tragen die durchaus triftige These 
vor, dass noch keine Revolution ohne 
Gewaltanwendung über die historische 
Bühne gegangen ist. Sie vergessen aber, 
anzufügen, dass es genau diese Gewalt-
praktiken waren, welche die revolutio-
nären Kräfte nach ihrem machtpoliti-
schen Durchbruch bis auf die Knochen 
korrumpiert und die Aussicht auf eine 
gute Zukunft verbaut haben.

Friedenspolitik macht sich deshalb 
für etwas Drittes, nämlich für «Anti-
Gewalt» stark. Diese drückt sich in ei-
nem zivilgesellschaftlichen Engagement 
aus. Dieses setzte sich mit den vielfälti-
gen Ausprägungen der Gewalt, die die 
auch real existierenden demokratischen 
Gesellschaften durchziehen, auseinan-
der. «Anti-Gewalt» zielt darauf, diese 

Gewaltverhältnisse in den sozialen Mi
krostrukturen sichtbar zu machen, um 
sie rechtlich und alltagspraktisch be-
kämpfen zu können. «Anti-Gewalt» för-
dert kooperativ-partizipative Projekte 
und erprobt gewaltfreie Umgangsfor-
men – dies immer im Wissen darum, 
dass sich keine Gesellschaft asympto-
matisch einer totalen Gewaltfreiheit 
nähern wird. «Anti-Gewalt» ist Arbeit 
gegen Gewalt, sie verzichtet auf eine 
eschatologische Erwartungshaltung, die 
davon ausgeht, Menschen könnten mit 
viel gutem Willen schliesslich in einem 
Friedensparadies ankommen.

Friedliche Gestaltung der
internationalen Beziehungen
Die heutige Friedensbewegung sollte 
sich stärker auf ihre Gründungsmo-
mente beziehen. Seit dem frühen 19. 
Jahrhundert kämpften die Partisan
Innen des Friedens in Europa gegen 
Autokratien und für demokratische 
Selbstbestimmung. Eine der Paro-
len der Französischen Revolution war 
«Paix aux chaumières, guerre aux pa-
lais». In Deutschland wurde sie durch 
Georg Büchners Aufruf «Friede den 
Hütten, Krieg den Palästen» im Hessi-
schen Landboten (1834) verbreitet. Der 
radikale Demokrat Büchner rückte den 
Konnex zwischen Demokratieaufbau 
und Gewaltabbau ins Zentrum. Mit sei-
ner Revolutionsaufforderung huldigte 
er nicht einem militärischen Geist oder 
kriegerischem Heldentum, sondern trug 
eine Variante der «Anti-Gewalt» vor.

Die Demokratisierung innerer Zu-
stände sollte auch die friedliche Gestal-
tung der internationalen Beziehungen 
vorantreiben. So entwarf Victor Hugo 
auf dem Pariser Kongress für «uni-
versellen Frieden» von 1849 die Vision 
der «Vereinigten Staaten von Europa». 
Am Gründungskongress der «Interna-

tionalen Liga für Frieden und Freiheit» 
(ILFF) 1867 in Genf nahm prominent 
der italienische Freiheitskämpfer Giu-
seppe Garibaldi teil, für den klar war, 
dass ein dauerhafter Frieden nur auf de-
mokratisch-republikanischer Grundla-
ge erreicht werden kann. Garibaldi war 
europaweit bekannt für seine waghalsi-
gen militärischen Abenteuer.

pacem + facere =  Frieden herstellen
Garibaldi kämpfte, wenn nötig, mit 
Waffen, aber immer im Bewusstsein, 
dass es nicht die Gewalt ist, welche die 
Probleme löst. Und im Jahr 1915, mitten 
im Ersten Weltkrieg, haben die in Den 
Haag versammelten Gründerinnen der 
«Internationalen Frauenliga für Frie-
den und Freiheit», von denen viele in 
der Sozialarbeit und der transnational 
vernetzten Settlement-Bewegung aktiv 
waren, ihre Friedenspostulate und ihre 
Kritik am Krieg in Richtung einer sozia-
len Demokratie konkretisiert.

1901 wurde das Wort «Pazifismus» 
(aus pacem + facere = Frieden herstel-
len) geprägt. Der französische Frie-
densaktivist, Anwalt und Präsident der 
ILFF wollte damit seinem «Code de la 
paix», mit dem er ein internationales 
Regelwerk zur Friedenssicherung vor-
schlug, mehr Resonanz verschaffen. Mit 
seiner begrifflichen Neuschöpfung, die 
leicht in viele Sprachen übersetzbar war, 
grenzte er sich sowohl gegen religiös 
motivierte FriedensmoralistInnen als 
auch gegen eine Linke ab, die in revolu-
tionärer Gewalt einen Friedenskatalysa-
tor erkennen wollte.

Er wusste, dass der Frieden nur als 
etwas Konstruiertes, Gesetztes, also als 
eine rechtliche Versatzung Bestand ha-
ben konnte. Er war ein Peace Engineer, 
der an Immanuel Kants Entwurf Zum 
ewigen Frieden von 1795 anknüpfte, 
diesem jedoch eine institutionelle Rah-

*

* Émile Arnaud
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Die Service-Citoyen-Initiative für einen all-
gemeinen BürgerInnendienst an der Gesell-
schaft hatte am 30. November keine Chance. 
Kein Wunder, fast alle waren gegen diese von 
einer kleinen Gruppe lancierte Volksinitiati-
ve «für eine engagierte Schweiz», die grossen 
Parteien rechts wie links, die Wirtschaftsver-
bände, die Frauen. Kein Wunder, denn eine 
Dienstpflicht für alle, neben der bisherigen 
militärischen wie zivildienstlichen für Män-
ner neu für alle Frauen und tendenziell auch 
für Personen ohne Schweizer Bürgerrecht, 
hätte nicht nur gegen Artikel 4 der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention, der jeg-
liche Form von Zwangs- oder Pflichtarbeit 
verbietet, verstossen, sondern unter dem 
Vorwand der Geschlechtergleichstellung 
auch die Frauen zwangsverpflichtet. 

Zudem wäre ein solcher BürgerInnendienst 
auch Wegbereiter für die Einführung einer 
vom Parlament und Bundesrat so rasch als 
möglich geforderten Sicherheitsdienstpflicht 
gewesen, die mit der Zusammenlegung von 
Zivilschutz und Zivildienst zu einem Kata
strophendienst nicht nur faktisch den heu-
tigen Zivildienst abgeschafft hätte, sondern 
dank der Service-Citoyen-Initiative nicht nur 
Männer, sondern auch Frauen hätte rekrutie-
ren können.

Statt den Zivildienst einzuschränken (da-
gegen richtet sich das laufende Referendum 
– vgl. Seite 18) oder gar abzuschaffen, ist es
vielmehr sinnvoll, ihn für die Frauen zu öff-
nen – selbstverständlich auf freiwilliger Basis. 
Und den Dienst mit attraktiven Bildungsan-
geboten und notwendiger Infrastruktur aus-
zurüsten.  Vorstösse für einen solchen freiwil-
ligen Zivildienst für Frauen sind im Parlament 
leider schon zweimal gescheitert. 

Heute gibt es 4300 Einsatzbetriebe, in denen 
Männer Zivildienst leisten können und die 
keine Lohnarbeit konkurrenzieren. Dazu 
zählen Einsätze in Heimen, Schulen und heil-
pädagogischen Einrichtungen, aber auch in 
Kindertagesstätten und schulergänzenden 
Tagesstrukturen. Im Bereich Landschaftspfle-
ge, Biodiversitätsförderung oder Bergland-
wirtschaft gäbe es noch viel mehr zu tun. Die 
Ablehnung des Service citoyen wäre jetzt eine 
Chance, den freiwilligen Zivildienst für Frauen 
wieder in die Diskussion einzubringen. 

Peter Weishaupt

Freiwilliger Zivildienst
statt Zwangsbürgerdienst

Editorial
mung verpasste. Er formulierte nicht 
nur völkerrechtliche Regeln, sondern 
konzipierte Schiedsgerichte zur Streit-
schlichtung und einen Mechanismus 
kollektiver Wirtschaftssanktionen ge-
genüber Aggressoren. Mit seinem Ver-
trauen in die Möglichkeit einer völligen 
Überwindung von Gewalt durch Recht 
lag er falsch.

Nie wieder Krieg oder
Krieg dem Krieg?
Nach dem Ende des mörderischen Ersten 
Weltkrieges verabschiedeten viele Pa-
zifistInnen den Fortschrittsglauben des 
Fin de siècle. Gemeinsame Klammer der 
vielen Friedensbewegungen war der Auf-
ruf «Nie wieder Krieg». 1921 formierte 
sich, ausgehend von den Niederlanden, 
die War Resisters’ International (Inter-
nationale der Kriegsdienstgegner), die 
jeden Militärdienst prinzipiell ablehnte. 
Der 1920 gegründete Völkerbund, der 
eine kollektive Sicherheitsarchitektur auf 
internationaler Ebene realisieren wollte, 
erhielt (abgesehen von einigen deutschen 
PazifistInnen) weithin Unterstützung.

Gleichzeitig war auch die Losung 
«Krieg dem Kriege» populär. Darin 
drückte sich nicht nur eine neue Mili-
tanz, sondern auch die Einsicht aus, dass 
es eine rechtlich regulierte Gewaltin
stanz mit internationaler Polizeifunktion 
braucht, um Aggressoren in Schach zu 
halten. Einige PazifistInnen forderten 
ein entschlossenes militärisches Vorge-
hen gegen weiterhin mit der Kriegsfackel 
spielende Machtherrscher und Gewalt-
potentaten.

Der bahnbrechende
Briand-Kellogg-Pakt
Ein Vertreter dieser Richtung war Ri-
chard Coudenhove-Kalergi, dessen 1924 
erschienenes Pamphlet Pazifismus zur 
Schlussfolgerung gelangt: «Der Pazifis-
mus als politisches Programm darf also 
keinesfalls die Gewalt ablehnen; nur 
muss er sie gegen den Krieg einsetzen – 
statt für den Krieg.» Diese irritierende 
Aufforderung, die Militaristen mit ihren 
eigenen Mitteln präventiv zu schlagen, 
blieb Mitte der 1920er-Jahre noch kon-
fus – wie im Übrigen das ganze Paneu-
ropa-Programm, für das Coudenhove-
Kalergi warb.

Doch 1928 kam es zu einem bahnbre-
chenden diplomatisch-völkerrechtlichen 
Durchbruch. Der Briand-Kellogg-Pakt 
annullierte das staatliche ius ad bellum 
(das Recht auf Krieg) und stipulierte ein 
allgemeines Gewaltverbot. Die beiden 

Aussenminister Aristide Briand und 
Frank Billings Kellogg, nach denen der 
Pakt benannt wurde, strebten anfänglich 
einen traditionellen Bündnisvertrag an, 
und es war dem Einsatz friedensbewegter 
AktivistInnen zu verdanken, dass daraus 
ein universalistisches Vertragswerk wur-
de, das den Krieg grundsätzlich ächtete.

Unverzichtbare Vorlage für die Uno 
Fortan konnte sich ein politischer Pa-
zifismus an der klaren Unterscheidung 
von völkerrechtswidrigem Angriffskrieg 
und einem legitimen Notwehrrecht 
orientieren. Und von daher war es für 
AnhängerInnen dieser pazifistischen 
Richtung gar keine Frage, dass der Krieg 
gegen die Nazi-Barbarei so entschlossen 
wie nur möglich zu Ende geführt wer-
den musste.

Trotz seines Versagens gegenüber 
den Aggressorstaaten der 1930er-Jah-
re – Japan, Italien, Deutschland – hatte 
der Briand-Kellogg-Pakt auf die Länge 
messbare massive Auswirkungen, die 
von seinen VerächterInnen verschwiegen 
werden. Und er lieferte eine unverzicht-
bare Vorlage für die 1945, nach dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges, gegründeten 
Vereinten Nationen, die in ihrer Charta 
die Kriegsächtung aufgriffen. Aus dem 
zunächst vorhandenen Willen, eine mili-
tärische Sanktionsmacht gegen Angriffs-
kriege zu schaffen, wurde angesichts der 
Konstellation der Grossmächte nichts.

Trotz aller Unvollkommenheiten, 
die der Uno immerzu eigen waren und 
die heute krass hervortreten, verdichte-
ten sich in dieser internationalen Orga-
nisation doch zentrale Aspirationen des 
historischen Pazifismus, insbesondere 
die Überzeugung, dass die Sicherung 
des Friedens nicht möglich ist, wenn 
Aggressoren einfach «durchmarschie-
ren» und ein Recht der Stärkeren im 
globalen Massstab durchsetzen können. 
Die politische, finanzielle und auch mili-
tärische Unterstützung eines vorsätzlich 
und brutal angegriffenen Landes wie 
der Ukraine ist für eine historisch infor-
mierte pazifistische Haltung eine Selbst-
verständlichkeit.

Fortgesetzte pazifistische
Diskussion ist überlebenswichtig
Wie schon in den ausgehenden 1930er- 
Jahren durchläuft die Friedensbewe-
gung auch heute eine neue Lernphase. 
Sie muss sich von jenen «PazifistInnen», 
welche die demokratische Lektion von 
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Garibaldi nie begriffen haben, deut-
lich distanzieren. Wer die militärische 
Besetzung von «Einflusszonen» durch 
Imperien und Grossmächte legitim fin-
det, wer die Tatsachen verdreht und im 
Aggressor ein «Opfer» sieht, verbündet 
sich mit dem Krieg. 

Von den Widersprüchen und Ver-
dunkelungen, die im Friedensbegriff 
selbst stecken, können sich Friedens-
aktivistInnen allerdings nicht befreien. 
Ein politischer Pazifismus geht davon 
aus, dass Information, Kommunikation 
und Verhandlungen nicht ersetzbar sind 
durch ein missionierendes Erlösungs-
modell des Friedens. Gerade deshalb ist 
die fortgesetzte Diskussion zwischen di-
vergierenden pazifistischen Positionen 
überlebenswichtig.

Fragwürdige Zeitenwende-Rhetorik
Friedensbewegte, die eine prinzipielle, 
häufig religiös motivierte Haltung ver-
treten und in jeder Situation nach nicht-
militärischen Lösungen und nach Alter-
nativen zur Gewaltanwendung suchen, 
machten historisch einen wichtigen Teil 
von Friedensbewegungen aus. Mit ih-
nen gilt es auch heute im Gespräch zu 
bleiben. Und der alte Tolstoi bleibt im-
mer eine Quelle der Inspiration. Auch 
die Beratung und Unterstützung von 
grundsätzlich gegen Gewalt eingestellten 
Kriegsdienstverweigerern bleibt wich-
tig, auch wenn es sich vom universellen 
Gewaltverbot her aufdrängt, eine solche 
Entscheidung im Lichte des Völkerrechts 
zu beurteilen. In Russland sieht das an-
ders aus als in der Ukraine. 

Im öffentlichen Raum widersetzt sich 
ein politischer Pazifismus der unterwür-
figen «Zeitenwende»-Rhetorik, die pos-
tuliert, weil der russische Präsident Pu-
tin und einige weitere machtversessene 
Staatsoberhäupter auf eine regelbasierte 
Weltfriedensordnung spucken, müssten 
«wir» dies nun halt auf Gedeih und Ver-
derb ebenfalls tun. Mit einer solchen 
Anpassung an seine Gewaltprinzipien 
gewinnt der Aggressor, selbst wenn er 
den Krieg schliesslich verliert.

Kein Grund für eine
defätistische Weltsicht
Es ist ganz einfach falsch, das Mindset 
von GewalttäterInnen zu übernehmen, 
die sich die Welt in Kategorien eines 
Rechts des Stärkeren vorstellen. Soll 
die Menschheit künftig in eine Art stets 
bröckelnden Waffenstillstand zwischen 

hochgerüsteten Nationalstaaten über-
gehen? Für Militaristen, Bellizisten und 
sogenannte Realisten ist es klar, dass 
noch nie etwas anderes gezählt hat und 
dass alle Alternativen dazu im besten 
Fall luftige, meist aber gefährliche Illu-
sionen sind.

Es gibt freilich keinen Grund, sich 
eine solche defätistische Weltsicht zu 
eigen zu machen, die einem eklatanten 
Mangel an politischer Imagination ge-
schuldet ist. Auch wenn das Problem 
der Abhaltung, der Einhegung, der Aus-
schaltung aggressiver Staatsführungen 
weit ernster genommen werden muss, 
als dies bisher der Fall war, gilt es doch, 
an den grossen Zielprojektionen histori-
scher Friedensbewegungen festzuhalten. 
Dazu gehört eine sozial kontextualisierte 
Gewaltkritik. Es gibt Situationen, in der 
Gewalt Schlimmeres verhindern muss.

Gewaltmittel sind nötig, um einen 
Aggressor zu stoppen. Doch Gewalt muss 
nach Möglichkeit vermieden werden. Die 
These, dass ihr Abbau zwangsläufig die 
Zahl von GewalttäterInnen erhöht, ist 
empirisch nicht triftig. Zudem ist Gewalt 
auch dann, wenn sie auf Befreiung zielt, 
destruktiv, sie macht jene, die sie in bes-
ter Absicht exekutieren, kaputt. Sie mag 
in Ausnahmesituationen, beschränkt, ge-
zielt und befristet, nötig sein, sie gleicht 
aber einer stark abhängig machenden 
Droge, deren destruktiver Wirkstoff sich 
in jede ethische Motivation hineinfrisst 
und politische Projekte von innen zer-
stört. Das mögen jene HeldInnen, die 
ihre Schnellfeuerwaffen siegessicher in 
der Luft schwenken, anders sehen. Doch 
hat es bisher noch alle ereilt!

Das Sicherheitsdilemma der
militärischen Aufrüstung
«Anti-Gewalt» stärkt demgegenüber 
zivilgesellschaftliche Strukturen inner-
halb von Staaten und einen konstruktiv-
gewaltaversen Umgang zwischen ihnen. 
Sie ist auf universelle Kriegsächtung ge-
gründet, hält die Menschenrechte hoch 
und kämpft unter allen Umständen für 
Demokratie. Die demokratische Frie-
denstheorie liefert noch immer zahl-
reiche Argumente für einen politischen 
Pazifismus, sie ist überhaupt der zen-
trale Rahmen der Reflexion. Ein wei-
terer theoretischer Ausgangspunkt ist 
das «Sicherheitsdilemma», das besagt, 
dass militärische Aufrüstung zur Selbst-
verteidigung von Nachbarn oder Geg-
nerInnen leicht als Bedrohung eigener 
Sicherheitsinteressen wahrgenommen 
wird.

So wird, nicht beabsichtigt, auf kol-
lektiver Ebene eine kostspielige Rüs-
tungsspirale in Gang gesetzt, welche 
die Sicherheit aller unterminiert. Diese 
Kontraproduktivität trifft insbesondere 
auch für die Aufrüstung mit Massenver-
nichtungswaffen zu. Die Vorschläge für 
eine «selektive Proliferation» von Atom-
waffen würde nicht, wie deren Promoto-
ren suggerieren, eine stabile globale Ab-
schreckungsstruktur stärken, sondern 
vielmehr die Risiken eines Atomkrieges 
in eine neue Dimension hineinskalieren. 
Der Einsatz für eine Totalabrüstung von 
Massenvernichtungswaffen sowie für  
ein Atomwaffenverbot ist nach wie vor 
dringend – auch wenn man sich gewahr 
ist, dass diplomatische Verhandlungs-
kunst hier an Grenzen stossen kann.

Überholte Bedrohungsszenarien
Weitere Einsichten vermittelt die politi-
sche Ökonomie der Rüstungsprodukti-
on. Die aktuelle Tendenz einer pauscha-
len Aufstockung nationaler Militäretats 
geht aus pazifistischer Sicht in die völlig 
falsche Richtung. Europa braucht viel-
mehr ein koordiniertes Verteidigungs-
dispositiv, denn ein solches kann enor-
me Synergien freisetzen. Es ist, im Falle 
der Schweiz, auch völlig verlogen, die 
Wehrbereitschaft stärken zu wollen und 
gleichzeitig Russland mit High-Tech zu 
versorgen, die es für eine hybride Kriegs-
führung gegen ganz Europa inklusive 
das Lieferantenland verwenden kann. 
Und darüber hinaus auch noch als Roh-
stoffdrehscheibe zu fungieren, welche 
die Volkswirtschaft und Staatskasse des 
potenziellen Aggressors bedient.

Fortsetzung von Seite 3

Jakob Tanner ist emiritierter Professor für die Ge-
schichte der Neuzeit und Schweizer Geschichte an 
der Universität Zürich und gehörte der Bergier-
Kommission an. In der Juni-Ausgabe der FRIE-
DENSZEITUNG schrieb er zu den unheimlichen 
Vorläufern der sogenannten Neutralitätsinitiative. 
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Im Übrigen zeigt der Abwehrkampf, den 
die Ukraine seit bald vier Jahren führt, 
dass kriegsentscheidende Waffensyste-
me – insbesondere die Drohnentechno-
logie – bei Kriegsbeginn noch gar nicht 
existierten. Statt statisch für ein überhol-
tes Bedrohungsszenario aufzurüsten, gilt 
es, jene technologischen Fähigkeiten zu 
entwickeln, die dann, wenn es nötig wür-
de, die Produktion avancierter Verteidi-
gungsmittel sicherstellen. Die Vergabe 
von Rüstungsaufträgen an Shareholder-
Konzerne führt hingegen nicht bloss zu 
raketenhaften Renditen für Privatinves-
toren, sondern verstärkt die Ausbreitung 
von Waffensystemen, die in Krisengebie-
ten vor allem gegen die Zivilbevölkerung 
eingesetzt werden.

In vielen Erdregionen toben Kriege, 
die sich nicht mehr stoppen lassen, weil 
sie zum Überlebensmodus zynischer, 
verbrecherischer Machthaber geworden 
sind. Der stete Zufluss an Kriegsmate-
rial hält diesen Zustand aufrecht und 
verschärft diese Notlagen. Wenn jedes 
Land darüber klagt, dass es ‹seine› Rüs-
tungsindustrie nur halten kann, wenn 
Exportlockerungen beschlossen werden, 
ruiniert eine solche Haltung eine robuste 
Weltordnung.

Unverrückbare Leitsterne
Die aktuelle Fixierung auf militärische 
Abwehrmittel gegen einen Aggressor 
von aussen unterschätzt die Gefahren, 
die sich im Innern europäischer Länder 
und auch in den USA abzeichnen. Aus 
pazifistischer Sicht ist der Kampf gegen 
rechtsextreme und nationalchauvinisti-
sche Parteien, die im Chor mit Autokra-
tien das ‹Recht des Stärkeren› predigen, 
vordringlich. Wenn solche Kräfte, die 
schon heute mit Russland paktieren, die 
Macht übernehmen könnten, wenn sich 
Gesellschaften unter ihrem Einfluss von 
demokratischen Strukturen und rechts-
staatlichen Verfahren abwenden würden, 
dann befänden sich all die modernen 
Waffenarsenale, die nun angeschafft wer-
den, unvermittelt auf der falschen Seite.

Solche Problemstellungen zeigen, 
dass Frieden nur politisch gesichert 
werden kann. In der aktuellen Polykrise, 
in der sich ökologische, soziale, techni-
sche, mediale sowie andere Probleme 
überlagern und wechselseitig zuspitzen, 
muss die Diskussion um eine Friedens-
politik auf der Höhe der Gegenwart und 
mit Blick in die Zukunft neu geführt 
werden. Demokratie, Menschenrechte, 
Völkerrecht und Gewaltverbot sind die 
unverrückbaren Leitsterne.

Balthasar Glättli (*1972) ist seit 2011 Nationalrat 
der Grünen. Er ist Mitglied der Sicherheitspoliti-
schen Kommission (SiK-N) und der Staatspoliti-
schen Kommission (SPK-N).

Sie hat ernst gemacht mit der Lex Rüs
tungsindustrie, die Mehrheit der Sicher-
heitspolitischen Kommission des Na-
tionalrats (SiK-N). SVP bis Mitte einigten 
sich auf die Schleifung des Kriegsmate-
rialgesetzes. 

Definitiv beerdigt wurden dagegen 
alle Versuche, Ausnahmeregeln für die 
Ukraine – und künftige Opfer eines völ-
kerrechtswidrigen Angriffskrieges – zu 
finden. Den entsprechenden Vorstoss 
hat die SiK-N gegen die Stimmen von 
SP, Grünen und Grünliberalen zurück-
gezogen. Damit ist klar. Es gibt keine 
Lex Ukraine. Aber wohl bald eine Lex 
Rüstungsindustrie. 

Wenn dieser Plan aufgeht, ist auch ein 
Referendum gewiss. Es dürfte an der 
Urne Chancen haben. Laut dem Ent-
wurf hätte der Bundesrat nämlich künf-
tig die weitreichende Kompetenz, bei 
Waffenexporten in alle Staaten der Welt 
von den heutigen harten Ausschluss-
kriterien (zum Beispiel bei schweren 
Menschenrechtsverletzungen) abzu-
weichen. Die Voraussetzungen dafür 
sind maximal offen formuliert.

Es braucht bloss «ausserordentliche 
Umstände und aussen- oder sicher-
heitspolitische Interessen der Schweiz». 
Der zweite Teil, die sicherheitspoliti-
schen Interessen der Schweiz, ist ak-
tuell aus Sicht von Bürgerlichen und 
Bundesrat konstant gegeben. Weil die 
Schweizer Rüstungsindustrie auf Ex-
porte angewiesen sei. 

Direkte Waffenexporte dürfte der 
Bundesrat unter – nicht weiter einge-
schränkten – «ausserordentlichen Um-
ständen» neu also auch an Empfänger-
staaten bewilligen, wenn sie in einem 
Bürgerkrieg sind oder die Menschen-
rechte systematisch verletzen. Oder 
wenn ein hohes Risiko besteht, dass die 
Waffen gegen die Zivilbevölkerung ein-
gesetzt werden. So wären auch direkte 

Rüstungsexporte nach China, Myan-
mar, Äthiopien, Nicaragua, Venezuela 
oder in die Vereinigten Arabischen Emi-
rate nicht mehr ausgeschlossen. 

Die Nichtwiederausfuhrerklärung wür-
de zudem grundsätzlich für alle Staaten 
abgeschafft. So wären direkte Waffen-
lieferungen an die Türkei möglich, wel-
che diese dann an den Sudan weiter-
leiten könnte – oder solche an die USA, 
auch wenn diese dann Israel, Saudiara-
bien, Ägypten oder Jordanien beliefert.

Für die Unterstützung der Schweizer 
Rüstungsindustrie nimmt eine Mehr-
heit also sehenden Auges in Kauf, dass 
Schweizer Waffen bald da und dort in 
militärischen Konflikten zum Einsatz 
kommen. Unerträglich.

(Siehe dazu auch die Seiten 12 und 13.) 

Die Kolumne von Balthasar Glättli

Lex Rüstungsindustrie
statt Lex Ukraine




